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Gegen diese Entscheidung hat der Kläger Berufung ein­
gelegt und beantragt, das strittige Patent in vollem Umfang 
für nichtig zu erklären.

Dazu hat er vorgetragen: Es läge keine erfinderische Lei­
stung vor. Der Verklagte hätte Anregungen aus dem unmittel­
baren Fachbereich entnommen, so daß er sich nicht darauf 
stützen könne, die sog. Blindheit der Fachwelt überwunden 
zu haben. Zum unmittelbaren Fachbereich gehöre nicht nur 
das' Wirtschaftspatent von 1961, sondern auch das 1961 er­
schienene Fachbuch von H. Zu verweisen sei auch auf eine 
Veröffentlichung in einer Fachzeitschrift (1974) und auf einen 
Fachartikel von Sch. (1980). Wenn Nickel und Chrom-Nickel 
als Zwischenschichtmaterial bekannt gewesen sei, hätte es 
nahegelegen, für den gleichen Zweck auch Chrom zu verwen­
den. Die Dimensionierungsangaben zu den Schichten und das 
Vakuumbeschichtungsverfahren seien nicht erfinderisch, da 
beides zur Zeit der Patentanmeldung als bekannter Stand der 
Technik anzusehen gewesen sei.

Der Verklagte hat erwidert: Die Lösung beruhe auf einer 
erfinderischen Leistung. Sein Anliegen sei die Bereitstellung 
eines Kondensators mit Kupferleitschicht, der gegenüber sil­
berbeschichteten die gleichen oder bessere Qualitätsmerkmale 
aufweise. Durch Einsparung von Silberimporten werde hoher 
volkswirtschaftlicher Nutzen erzielt. Nach der Patentschrift 
von 1961 hätte von ungünstigen Wirkungen der Zwischen­
schicht ausgegangen werden müssen, und deshalb sei der Er­
folg der von ihm (dem Verklagten) gefundenen Lösung nicht 
zu erwarten gewesen.

Die Berufung hatte keinen Erfolg.

Aus der Begründung:
In prozessualer Hinsicht ist zunächst auf folgendes hinzuwei­
sen: Wie bereits in der Entscheidung des Senats vom 6. De­
zember 1985 — 4 OPB 1/85 —* ausgeführt und näher begründet 
ist, sind in Verfahren zur Nichtigerklärung von sog. notwen­
digen Wirtschaftspatenten (§ 8 Abs. 2 PatG bzw. § 2 Abs. 6 
PatG [1950]) gemäß § 21 PatG auf der Verklagtenseite sowohl 
der oder die Erfinder als auch der Ursprungsbetrieb zu be­
teiligen. Allerdings gilt das nicht im Hinblick auf den Erfinder 
bzw. den Ursprungsbetrieb, der vor der Einleitung des Nich­
tigerklärungsverfahrens auf das Patent und das Geltendma­
chen von Rechten daraus verzichtet hat (§ 27 der АО über die 
Verfahren vor dem Amt für Erfindungs- und Patentwesen zur 
Sicherung des Rechtsschutzes für Erfindungen — PVerfO — 
vom 10. November 1983 [GBl. I Nr. 34 S. 331]). Dessen Rechts­
stellung wird durch die Nichtigerklärung nicht berührt. Das 
VE Kombinat K. als Ursprungsbetrieb für das strittige Pa­
tent ist demgemäß nicht am Verfahren beteiligt worden.

Zutreffend hat die Spruchstelle im Verfahren nach § 21 
PatG auf der Grundlage der — nach § 32 Abs. 1 PatG vorzu­
nehmenden — Prüfung gemäß §§ 1 und 4 PatG (1950) das Pa­
tent in dem in der angefochtenen Entscheidung festgelegten 
Umfang aufrechterhalten und insoweit das Vorliegen einer 
erfinderischen Leistung bejaht.

Soweit es die erfinderische Leistung betrifft, steht in 
Übereinstimmung mit der Spruchstelle fest, daß aus der Ver­
öffentlichung von H. seit 1961 bekannt ist, Chrom-Nickel auf 
Keramik als Haftschicht für Kupfer aufzubringen, und daß 
ebenfalls seit 1961 aus der damaligen Patentschrift kupfer­
beschichtete Keramikkondensatoren mit einer aus zwei Auf­
trägen bestehenden Nickelhaftschicht bekannt sind. Beide 
Veröffentlichungen führen an sich zu der Auffassung, daß 
es nahegelegen hat, für Keramikkondensatoren auch Chrom 
oder eine Chrom-Nickel-Legierung als Haftschicht für die 
Kupferkontaktschicht zur Substituierung von Silber zu ver­
wenden. Das gilt, obwohl die Frage, wie sich die oxydischen 
Anteile der Zwischenschicht auf die elektrischen Eigenschaf­
ten auswirken, die ein Kondensator aufweisen muß, insbe­
sondere im Hinblick auf einen ausreichend günstigen 
Verlustfaktor, bei H. nicht erörtert ist, und in der Patent­
schrift von 1961 eine Nickeloxydschicht als sehr ungünstig 
beschrieben wird.

Nachdem die Verwendung von Nickel als Haftschicht für 
Keramikkondensatoren zum Aufbringen einer Kupferkon­
taktschicht bekannt war, kann für sich allein gesehen dessen 
Austausch durch eine Chrom-Nickel-Legierung oder durch 
Chrom auf Grund der bekannten Eigenschaften beider Me­
talle nicht erfinderisch sein. Das gilt auch im Hinblick dar­
auf, daß eine Nickeloxydschicht wegen ihrer Halbleiterwir­
kung für Kondensatoren als schädlich beschrieben wird,

nachdem in der gleichen Quelle mitgeteilt wurde, daß die 
Nickelzwischenschicht wegen ihrer extrem geringen Stärke 
die Eigenschaften des Kupferüberzuges nicht beeinflussen 
kann. Es kann dahingestellt bleiben, ob das eine zutreffende 
Erklärung ist oder ob die Interpretation des Verklagten zu­
trifft, daß auf Grund des dort vorgeschlagenen Aufbrin­
gungsverfahrens sich keine oxydischen Anteile bilden, so daß 
keine Halbleiterwirkungen auftreten können. Jedenfalls 
lenkt die genannte Veröffentlichung bereits seit 1961 darauf 
hin, kupferbeschichtete Keramikkondensatoren mit einer 
extrem dünnen Zwischenschicht aus Nickel bzw. — unter 
Einbeziehung der Veröffentlichung von H. — aus Chrom- 
Nickel und hiervon ausgehend auch aus Chrom herzustel­
len.

Da daran aber die Fachwelt über 16 Jahre vorbeigegan­
gen ist, ist die erfinderische Leistung wegen Überwindung 
der sog. Blindheit der Fachwelt gegeben.

Die dagegen vom Kläger vorgebrachten Einwendungen 
vermögen zu keiner anderen Beurteilung zu führen. Das Be­
dürfnis, Silber zu ersetzen, hat fortwährend bestanden und 
besteht weiter. Der Vorteil, anstelle der zweifachen Nickel­
beschichtung eine einfache Chrom- oder Chrom-Nickel-Schicht 
aufzutragen, ist als erheblich einzuschätzen. Daß am Patent- 
anmeldetag ein anderes Verfahren, das die Herstellung von 
kupferbeschichteten Keramikkondensatoren in gleicher vor­
teilhafter Weise ermöglicht hätte, wodurch das Bedürfnis 
zum Hervorbringen der strittigen Lösung aufgehoben oder 
vermindert worden wäre, bekannt gewesen sei, ist nicht be­
wiesen. Dagegen spricht u. a., daß das chemische Verfahren, 
auf das der Kläger unter Bezugnahme auf die Veröffentli­
chung von Sch. (1974) verwiesen hat, zusätzliche Aufwen­
dungen für die Abwasserbehandlung erfordert und nicht zu­
letzt auch, daß die im Betrieb des Klägers insoweit durchge­
führten Versuche nicht zu positiven Ergebnissen geführt 
haben.

Ist das Naheliegen einer Lösung ausschließlich auf die 
Übernahme von Anregungen aus dem unmittelbaren Fach­
bereich zurückzuführen, vermag das die Anerkennung einer 
schöpferischen Leistung wegen Überwindung der Blindheit 
der Fachwelt nur dann auszuschließen, wenn dies zweifels­
frei ist (vgl. Entscheidung der Spruchstelle des AfEP vom 
29. Juli 1980, in: der neuerer 1981, Beilage zu Heft 8/9, S. 128). 
Das ist in dem hier zu entscheidenden Fall im Hinblick auf 
die Veröffentlichung von H. nicht der Fall, so daß auch un­
ter diesem Gesichtspunkt das Vorliegen einer erfinderischen 
Leistung nicht zu verneinen ist. Sie liegt vielmehr im Sinne 
der Entscheidung des OG vom 28. Januar 1983 — 4 OPB 13/82 
- (NJ 1983, Heft 8, S. 341) vor.

Sowohl den Sach- als auch den Verfahrensanspruch hat 
die Spruchstelle unter Berücksichtigung des in der Patent­
anmeldung enthaltenen Informationsgehalts und der Grund­
sätze neu gefaßt, die für die Behandlung von Erweiterungen 
in Nichtigerklärungsverfahren gelten.

Die Berufung war deshalb als unbegründet abzuweisen.

• Die Entscheidung ist in NJ 1986, Heit 12, S. 513 veröffentlicht.

§ 157 Abs. 3 ZPO; §§ 62 Abs. 1, 139 Abs. 2 ZGB.
1. Zu den Voraussetzungen für die Abweisung einer Beru­
fung als offensichtlich unbegründet.
2. Die Vereinbarung des noch zu bestimmenden Schätzprei­
ses als Kaufpreis für eine gebrauchte Ware stellt eine zu­
lässige und für die Vertragspartner bindende Preisabsprache 
dar. Das schließt nicht aus, daß grundsätzlich jeder Vertrags­
partner gegen das Ergebnis der Schätzung Einwände erheben 
und deren Überprüfung auch in einem gerichtlichen Verfah­
ren verlangen kann.
OG, Urteil vom 26. August 1986 - 1 OZK 3/86.

Die Verklagten (Ehegatten) haben mit notariellem Kaufver­
trag vom Kläger ein Wohngrundstück erworben, in dem sich 
ein Friseursalon befindet. Diesen betreibt die Verklagte zu 2) 

. seither als Geschäftsinhaberin.
Der Kläger hat beantragt, die Verklagten zu verurteilen, 

an ihn einen Betrag von 14 690 M zu zahlen. Zur Begründung 
hat er vorgetragen: Ausgangspunkt für den Verkauf des 
Wohngrundstücks sei die Aufgabe des Friseursalons durch ihn


